
  

Irritationen um „Markus“ und „Marcus“

 Beinahe-Namensgleichheit führt zu Streit um
Veröffentlichung

Eine Regionalzeitung berichtet über einen geplanten DJ-Auftritt des Potsdamer
Oberbürgermeisters unter 2G-Regeln. Die Vorfreude sei in der Stadt nicht einhellig.
Schon die Ankündigung habe für massive Kritik gesorgt. In einem offenen Brief habe
ein Bürger seiner Empörung Luft gemacht. Die Redaktion nennt den vollständigen
Namen des Verfassers (Markus W.) und zitiert aus dem ihr vorliegenden Brief. Dieser
ist im vorliegenden Fall der Beschwerdeführer. Er sieht mit der Veröffentlichung
mehrere presseethische Grundsätze verletzt. Im Bericht der Zeitung werde sein
vollständiger Name benutzt als angeblicher Beschwerdeführer gegen den Potsdamer
OB. Er habe jedoch weder solch einen Brief geschrieben, noch vertrete er die in dem
Artikel dargestellten Auffassungen. Er sei in der Stadt bekannt. Der von der Zeitung
veröffentlichte Beitrag sei für ihn rufschädigend. Er erwarte von der Redaktion eine
Richtigstellung. Der Chefredakteur der Zeitung nimmt zu der Beschwerde Stellung.
Der veröffentlichte Brief sei von einem Markus W. verfasst worden. Er - der
Beschwerdeführer - heiße jedoch Marcus. W, Marcus also mit „C“. Die Beschwerde
laufe komplett ins Leere. Eine Missachtung liege nicht vor. Insofern sei auch keine
Richtigstellung erforderlich. Die Redaktion hat dem Presserat den zitierten Brief
vorgelegt. Er sei von Markus W. mit dem Angebot der Veröffentlichung an mehrere
Redaktionen geschickt worden, darunter auch die Beschwerdegegnerin in diesem
Fall. 

Der Beschwerdeausschuss kommt zu dem Schluss, dass die Redaktion glaubhaft
dargelegt hat, dass es sich bei dem in der Berichterstattung genannten Mann nicht
um den Beschwerdeführer handelt, sondern um eine andere Person mit dem fast
gleichen Namen. Hierfür spricht neben der Tatsache, dass es sich um einen in
Deutschland häufig vorkommenden Nachnamen handelt, insbesondere die
unterschiedliche Schreibweise des Vornamens. Im Ergebnis waren somit Verstöße
gegen die Wahrhaftigkeit, gegen die Sorgfalt und den Persönlichkeitsschutz nicht
festzustellen. Daraus ergibt sich, dass eine Richtigstellung nicht erforderlich war. 

Aktenzeichen:1007/21/2
Veröffentlicht am: 01.01.2022
Gegenstand (Ziffer): Wahrhaftigkeit und Achtung der Menschenwürde (1); Sorgfalt
(2); Richtigstellung (3); Schutz der Persönlichkeit (8);
Entscheidung: unbegründet 
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